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/4HI/
INFORMATION

Die Zukunft der AHV steht auf
dem Spiel
/4« z/er Gezzera/veraamm/ang de? grö.?.?Ze/z

jc/zwe/zerâc/zerz [/«(erae/îme/w der Masc/zz-

zze/z- und e/ekZrotec/zzzzsc/zezz /nrfwjZne, der
Fz'mza Brown, Boverz cfe Cz'e. z'rz Baden, ans-
ser/e szc/z Ferwa/Zarzg.vraZipraszdezzf F. Ln-
Zerhac/zer ezrzge/zezzd zn den Fragen ez'rzer

a///ä7/zge« /Inna/zme der t/eher/remdarzg?-
z'zzz'/zafzve der WaZzorza/erz /Ik/zorz. Begannt-
/z'c/z /zTzdet dze.se wzc/zZz'ge Fo/kjabstzrrzmwzzg

am 20. Oktober .sZaZZ. /Vac/zdem der Bedner
dze /4 «.?wzrkazzgerz an/ das eigene GnZerne/z-

men gesc/zz7derf /zaZZe — dorZ würde ez'ne

/Inna/zme zur Zwang.san.swandernng von
3800 Mz'Zarbez'Zerrz, d. /z. von rnnd 50 % des

JFerkszaZZpersorza/s /n/zren — gz'ng er z'n .sez-

nen stark beac/zteterz Gedankengängen an/
dze Fon.segnenzen /nr dze /t/7F ez'n. JFz'r

/za/Zen ei /nr nn.sere P//z'c/zZ, bez a/Zer po/z'Zz-

,sc/zen /VezztraZ/Zä'Z unserer .S'Zz'/Znng gerade
anc/z dze ßenZenäeznger an/ dze.se sac/z/z-

c/zen nnd von keiner Seite bestrittenen TFor-
Ze /zz'nznwez'ien, da wo/z/ dze wenzgsZen von
z'/znen sic/z über dz'e /inanzie/Ze Seite dieses

t/rnengangei Gedanken gemac/zZ /zaben

dnr/Zen.
Der ßßC-k/an.szezZnng enZne/zmen wir dze

/o/genden wörZ/zc/zen Z/ZaZe: Bed.

Verheerende Folgen für die AHV!
«Ebenso verheerende Auswirkungen hätte
eine Annahme der Ueberfremdungsinitiative
auf einem ganz anderen, bisher kaum beach-
teten Gebiete, nämlich beim wohl grössten
schweizerischen Sozialwerk, der Alters- und
HinterbliebenenVersicherung (AHV).
Von den gesamten Beiträgen, die in den
letzten zehn Jahren an die AHV geleistet

BBC-Ferwa/ZMZzgjraZipräiz'dezzZ Franz Laterba-
c/zer wä'/zrend reiner /lnrprac/ie (Foto BBC/

worden sind, stammen nämlich rund zwan-
zig Prozent von den ausländischen Arbeits-
tätigen. Zudem ist schätzungsweise die Hälf-
te des derzeitigen Bestandes des AHV-Aus-
gleichfonds von über 11 Milliarden Franken
von den Ausländern zusammengetragen
worden. Die Rentner aber gehören heute
und auch in den nächsten Jahren zum weit-
aus grössten Teil der schweizerischen
Stammbevölkerung.

900 fehlende AHV-Millionen pro Jahr
Unter den rund 500 000 Personen, welche
die Schweiz nach dem Willen der Initianten
zu verlassen hätten, befänden sich 300 000
Erwerbstätige mit einem beitragspflichtigen
Einkommen von über 10 Milliarden Fran-
ken. Die Folge dieses vorsichtig berechne-
ten Wegfalles an Prämiengeldern auf die
AHV-Ertragsrechnung wären beeindruk-
kend: Schon im ersten Jahr nach Vollzug
des Ausländer-Abbaues würden auf der
Einnahmenseite rund 900 Millionen Fran-
ken fehlen! Und dabei steht heute schon
fest, dass die AHV-Ausgaben ab 1978 Jahr
für Jahr um mehr als eine Milliarde Franken
ansteigen werden, — mit oder ohne Auslän-
derabbau! Wollte man diesen Fehlbetrag
durch entsprechende Fr/zö/zzmg der Beiträge
der verbleibenden Erwerbstätigen ausglei-
chen, so würde die Gesamtbelastung der
Versicherten noch höher, als sie ohnehin
schon ist. Und ein vorzeitiger Rückgriff auf
den Ausgleichsfonds wäre eine bewusste Be-
nachteiligung küzz/Zz'ger Rentnergeneratio-
nen.

Unzumutbare Belastung der Staatskasse
Bekanntlich wird sich der Aufwand der öf-
fentlichen bland in den nächsten vier Jah-



ren ohnehin verüoppe/n und bis 1978 auf
rund 2,8 Milliarden Franken oder noch
mehr ansteigen. Käme nun der geforderte
Abbau des Ausländerbestandes dazu, würde
der Staatshaushalt einer zusätzlichen schwe-
ren Belastungsprobe ausgesetzt, indem die
mehr als 10 Milliarden Franken fehlendes
Erwerbseinkommen nicht nur der AHV als

beitragspflichtiges Einkommen, sondern
auch den Gemeinden, den Kantonen und
dem Bund als steuerpflichtiges Einkommen
fehlen würden. Zudem müssten zu diesem
direkten Steuerausfall von mehreren hundert
Millionen Franken noch die Steuerausfälle
als Folge geringerer Erträge der Wirtschaft
gerechnet werden. Bei dieser Sachlage ist es

schlechthin undenkbar, dass der öffentli-
chen Hand über all das hinaus noch die auf
der Einnahmenseite der AHV jährlich feh-
lenden 900 Millionen Franken aufgebürdet
werden könnten.

Blick in die Zukunft: gefährdetes Sozialwerk
Ein Blick in die fernere Zukunft zeigt im
übrigen, dass es bei Annahme der Initiative
enorm schwierig wäre, die AHV im Gleich-
gewicht zu halten. Man schätzt, dass in zehn
Jahren 100 Beitragspflichtige für das Er-
satzeinkommen von 33 Rentnern aufzukom-
men haben und dass sich dieses Verhältnis
später weiter zuungunsten der aktiv Berufs-
tätigen verschieben wird (höhere Lebenser-
Wartung der älteren Generation, längere
Ausbildungszeit der Jungen usw.). Bei einer
Wegweisung von 300 000 Ausländern wür-
de die Zahl der Erwerbstätigen schlagartig
um 10 Prozent sinken, diejenige der Rent-
ner aber unvermindert ansteigen, weil der
grösste Teil der Rentner noch auf längere
Zeit hinaus Schweizer sein werden und zu-
dem eine sehr grosse Zahl von weggewiese-
nen Ausländern — aufgrund von nahezu
zwei Dutzend Staatsverträgen das verbriefte
Recht auf AHV-Rente besitzt, unabhängig
davon, ob sie sich später noch in der Schweiz
befinden oder nicht. Milliarden von Fran-
ken müssten im Falle einer Annahme der
Initiative dafür aufgewendet und ins Aus-
land transferiert werden, denen auf der Ein-
nahmenseite nichts mehr entgegenstehen
würde! Das ohnehin labile finanzielle Gleich-
gewicht unserer Sozialversicherung würde
davon zweifellos sc/iwer beeinträchtigt.

Sehr viele ausgewiesene Arbeitskräfte wür-
den nicht nur ihren Rentenanspruch mitneh-
men, sondern auch noch den Anspruch auf
alle Verbesserungen, die bei der AHV in
den Jahren und Jahrzehnten eingeführt wer-
den, nachdem sie unser Land schon längst
verlassen haben. Sie selbst und ihre Kinder
würden keine Beiträge mehr bezahlen. Da-
für hätte die durch Zwangsemigration künst-
lieh verkleinerte Zahl von Erwerbstätigen
sowohl für eine wachsende Zahl von Rent-
nern wie auch noch für diese Verbesserun-
gen aufzukommen. Betroffen wären also
letzten Endes vor allem die Schweizer Bür-
ger, die entweder ganz grosse Lasten und
Einschränkungen auf sich zu nehmen oder
auf die unbeeinträchtigte Weiterführung und
den Ausbau ihrer Alters- und Hinterlasse-
nenversicherung zu verzichten hätten. Die
Solidarität der Jüngeren mit den Aelteren
würde in unserem Lande in einem Masse
strapaziert, das die Errungenschaften dieses

grossen Sozialwerkes aufs Spiel setzen müss-
te. Dai Aus/äm/erprob/em von keine würde
zum Schweizer Prob/em von morgen/»

Harte, doch kluge Politik des Bundesrates
Jede sack/icke und näcklerne Betrachtung
der Folgen der Annahme der Ueberfrem-
dungsinitiative müsse zu einer wuchtigen
Ablehnung führen. Natürlich sei damit je-
doch das Ausländerproblem nicht gelöst,
meinte Präsident Luterbacher, das verbrei-
tete Unbehagen nicht beseitigt. Doch wür-
den unsere Probleme nicht durch grob-
schlächtige Eingriffe gelöst, die zu im-
menscMcken Härten führen müssten, die
unserer Volkswirtschaft und damit auch den
Arbeitnehmern schweren Schaden zufügen
würden. Die Stabilisierungspolitik des Bun-
desrates sei ein reafolzsc/ier Weg und die
anfangs Juni angekündigten Massnahmen
hätten nicht nur die Stabilisierung der aus-
ländischen Erwerbstätigen, sondern der ge-
samten ausländischen Bevölkerung zum
Ziel. Dies sei ein karles Vorgehen mit
schwerwiegenden Folgen, die aber aus
slaalspo/zlzsc/ie« Gründen in Kauf genom-
men werden müssen.» pi
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